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BRE MIS CHE BÜRGERSCH AFT  Drucksache 20/476 
Landtag  
20. Wahlperiode 23.06.2020 

Mitteilung des Senats 

Zustimmungsgesetz zum Staatsvertrag zur Modernisierung der 
Medienordnung in Deutschland 

Mitteilung des Senats  
an die Bremische Bürgerschaft (Landtag)  
vom 23. Juni 2020 

Zustimmungsgesetz zum Staatsvertrag zur Modernisierung der Medienord-
nung in Deutschland 

Der Senat überreicht der Bremischen Bürgerschaft (Landtag) den Entwurf eines 
Zustimmungsgesetzes zum „Staatsvertrag zur Modernisierung der Medienord-
nung in Deutschland“. Mit diesem Gesetz soll dem „Staatsvertrag zur Moderni-
sierung der Medienordnung in Deutschland“ zugestimmt und die Ratifikation 
durchgeführt werden. 

Der Senat hatte der Bremischen Bürgerschaft (Landtag) mit Beschluss vom 28. 
Januar 2020 den Entwurf des Staatsvertrages zur Vorunterrichtung übersandt.  

Der „Staatsvertrag zur Modernisierung der Medienordnung in Deutschland“ ist 
nunmehr in der Zeit vom 14. bis zum 28. April 2020 von den Regierungschefinnen 
und den Regierungschefs der Länder unterzeichnet worden.  

Der Staatsvertrag tritt gemäß Artikel 9 Abs. 2 nach der Hinterlegung der letzten 
Ratifikationsurkunde in Kraft. Hierzu bedarf er der Ratifikation durch die Lan-
desparlamente und der Übersendung der Ratifikationsurkunden an die Staats-
kanzlei des Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz bis zum 31. 
Dezember 2020. Zudem transformiert der Staatsvertrag die AVMD-Richtlinie in 
deutsches Recht, deren Umsetzungsfrist am 19. September 2020 endet.  

Das parlamentarische Verfahren ist somit bis zum 19. September 2020 abzu-
schließen. 

Zu dem im Vorunterrichtungsverfahren vorgelegten Vertragsentwurf sind vor der 
Unterzeichnung redaktionelle Änderungen erfolgt, die der sprachlichen und ter-
minologischen Korrektur, der Systematik und der Rechtsförmlichkeit des Ver-
tragstextes dienen. Ferner sind redaktionelle Folgeänderungen im 
Jugendmedienschutz-Staatsvertrag, ARD-Staatsvertrag, ZDF-Staatsvertrag, 
Deutschlandradio-Staatsvertrag, Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrag und Rund-
funkbeitragsstaatsvertrag aufgenommen worden. Die Textänderungen geben 
dem Staatsvertrag weder für sich genommen noch in der Gesamtschau ein ande-
res Gepräge. 
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Der Entwurf des Zustimmungsgesetzes zum „Staatsvertrag zur Modernisierung 
der Medienordnung in Deutschland“ ist als Anlage 1, die Begründung des Ge-
setzesentwurfes als Anlage 2, der „Staatsvertrag zur Modernisierung der Medi-
enordnung in Deutschland“ als Anlage 3 und die Begründung zum Staatsvertrag 
als Anlage 4 beigefügt. 

Die Bürgerschaft (Landtag) wird um endgültige Beschlussfassung spätestens bis 
zum 19. September 2020 gebeten. 

 
Beschlussempfehlung: 
 

 

 

 

 

 
 

Anlage(n): 
1. Vorlage für Amtsblätter mit Kopfzeile     
2. top 6_Anlage_Begründung_Staatsvertrag_Modernisierung_Medien     
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Gesetz zum Staatsvertrag zur Modernisierung der Medienordnung  
in Deutschland 

Vom 

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft (Landtag) 
beschlossene Gesetz: 

Artikel 1 

Dem am 15. April 2020 von der Freien Hansestadt Bremen unterzeichneten 
Staatsvertrag zur Modernisierung der Medienordnung in Deutschland wird zuge-
stimmt. Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Das Radio-Bremen-Gesetz vom 22. März 2016 (Brem.GBl. S. 158 ― 225-b-1) 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Absatz 4 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrag“ durch das Wort „Medien-
staatsvertrag“ ersetzt. 

2. In § 2 Absatz 1 wird das Wort „Rundfunkstaatvertrages“ durch das Wort „Medien-
staatsvertrages“ ersetzt. 

3. In § 3 Absatz 4 Satz 3 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrages“ durch das Wort 
„Medienstaatsvertrages“ ersetzt. 

4. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
aa) In Satz 1 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrages“ durch das Wort 

„Medienstaatsvertrages“ ersetzt und werden vor dem Wort „Ermittlung“ 
die Wörter „Überprüfung und“ eingefügt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „findet“ durch das Wort „finden“ ersetzt. 
b) In Absatz 4 Satz 2 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrag“ durch das Wort 

„Medienstaatsvertrag“ ersetzt. 
c) In Absatz 5 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrages“ durch das Wort 

„Medienstaatsvertrages“ ersetzt. 
d) In Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe „§ 11c Absatz 2 des Rundfunkstaats-

vertrages“ durch die Angabe „§ 29 Absatz 2 des Medienstaatsvertrages“ 
ersetzt. 

5. § 9 Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 11 wird die Angabe „§ 11f des Rundfunkstaatsvertrages“ durch 
die Angabe „§ 32 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt. 

b) In Nummer 12 werden die Angaben „§ 11e und § 16f des Rundfunkstaats-
vertrages“ durch die Angaben „§ 31 und § 45 des Medienstaatsvertrages“ 
ersetzt. 

6. § 15 wird wie folgt geändert: 
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a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
aa) In Nummer 2 wird die Angabe „§ 16b des Rundfunkstaatsvertrages“ 

durch die Angabe „§ 41 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt. 
bb) In Nummer 4 wird die Angabe „§ 16a Absatz 1 Satz 2 des 

Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angabe „§ 40 Absatz 1 Satz 2 des 
Medienstaatsvertrages“ ersetzt. 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
aa) In Satz 2 werden die Angaben „§ 16c und § 16d des Rundfunkstaats-

vertrages“ durch die Angaben „§ 42 und § 43 des Medienstaatsver-
trages“ ersetzt. 

bb) In Satz 3 werden die Angaben „§§ 16a bis 16e des Rundfunkstaats-
vertrages“ durch die Angaben „§ 40 bis § 44 des Medienstaatsver-
trages“ ersetzt. 

7. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrages“ durch das Wort 
„Medienstaatsvertrages“ ersetzt. 

b) In Absatz 5 Satz 2 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrag“ durch das Wort 
„Medienstaatsvertrag“ ersetzt. 

8. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrag“ durch das Wort 
„Medienstaatsvertrag“ und die Angabe „§ 16d des Rundfunkstaatsvertrages“ 
durch die Angabe „§ 43 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt und nach dem 
Wort „Medienstaatsvertrages“ ein Komma eingefügt. 

b) In Absatz 6 Satz 5 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrag“ durch das Wort 
„Medienstaatsvertrag“ und die Angabe „16d des Rundfunkstaatsvertrages“ 
durch die Angabe „§ 43 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt und nach dem 
Wort „Medienstaatsvertrages“ ein Komma eingefügt. 

c) In Absatz 7 Satz 1 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrag“ durch das Wort 
„Medienstaatsvertrag“ ersetzt. 

Artikel 3 

Das Bremische Landesmediengesetz vom 8. Mai 2018 (Brem.GBl. S. 177 ―  
225-h-1) wird wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe zu § 61 wird wie folgt gefasst: „Ausführungsbestimmung zu 
§ 104 des Medienstaatsvertrages“. 

b) Die Angabe zu § 62 wird wie folgt gefasst: „Datenschutzaufsicht bei Tele-
medien“. 

2. In § 1 Absatz 3 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrag“ durch das Wort „Medien-
staatsvertrag“ ersetzt. 
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3. In § 2 Absatz 1 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrages“ durch das Wort 
„Medienstaatsvertrages“ ersetzt. 

4. § 4 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Angabe „§ 25 Absatz 4 Satz 3 des Rundfunkstaats-
vertrages“ durch die Angabe „§ 59 Absatz 4 Satz 3 des Medienstaats-
vertrages“ und die Angabe „§ 28 des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die 
Angabe „§ 62 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt. 

b) In 4 Satz 3 Nummer 2 wird die Angabe „§ 32 des Rundfunkstaatsvertrages“ 
durch die Angabe „§ 66 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt. 

5. In § 5 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 28 des Rundfunkstaatsvertrages“ 
durch die Angabe „§ 62 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt. 

6. § 6 Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 wird die Angabe „§ 28 des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die 
Angabe „§ 62 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt. 

b) In Satz 2 wird die Angabe „§ 28 Absatz 1 bis 3 des Rundfunkstaatsvertrages“ 
durch „§ 62 Absatz 1 bis 3 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt. 

7. In § 8 wird die Angabe „§ 22 des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angabe 
„§ 56 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt. 

8. In § 10 Absatz 1 Nummer 1 wird die Angabe „§ 26 des Rundfunkstaatsvertrages“ 
durch „§ 60 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt. 

9. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nummer 1 wird die Angabe „§ 26 des Rundfunkstaatsvertrages“ 
durch „§ 60 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrages“ durch das Wort 
„Medienstaatsvertrages“ ersetzt und nach dem Wort „Werberegelungen“ ein 
Komma eingefügt. 

10. In § 14 Absatz 8 wird die Angabe „§ 6 des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die 
Angabe „§ 15 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt. 

11. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrages“ durch das Wort 
„Medienstaatsvertrages“ ersetzt. 

b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) In Nummer 1 wird die Angabe „§ 7 Absatz 4 Satz 2 des Rundfunk-

staatsvertrages“ durch die Angabe „§ 8 Absatz 4 Satz 2 des Medien-
staatsvertrages“ ersetzt. 

bb) In Nummer 2 wird die Angabe „7a Absatz 3 des 
Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angabe „§ 9 Absatz 3 des 
Medienstaatsvertrages“ ersetzt. 
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cc) In Nummer 3 wird die Angabe „§ 45 Absatz 1 des Rundfunkstaats-
vertrages“ durch die Angabe „§ 70 Absatz 1 des Medienstaatsver-
trages“ ersetzt. 

12. In § 17 Absatz 3 Satz 3 wird die Angabe „(ABl. L 119 vom 4.Mai 2016, S. 1; L 
314 vom 22. November 2016, S. 72)“ durch die Angabe „(ABl. L 119 vom 4.Mai 
2016, S. 1; L 314 vom 22. November 2016, S. 72; L 127 vom 23.Mai 2018, S. 2)“ 
ersetzt. 

13. In § 24 Satz 3 wird die Angabe „Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 10. März 2010 zur Koordinierung bestimmter Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Bereitstellung audio-
visueller Mediendienste - Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste - (ABl. L 95 
vom 15.April 2010, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung“ durch die Angabe 
„Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
10. März 2010 zur Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften der Mitgliedstaaten über die Bereitstellung audiovisueller Mediendienste 
(Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste) (ABl. L 95 vom 15.April 2010, S. 1), 
die durch die Richtlinie (EU) 2018/1808 (ABl. L 303 vom 28.November 2018, 
S. 69) geändert worden ist,“ ersetzt. 

14. In § 25 Absatz 6 Satz 2 wird die Angabe „§ 11c Absatz 2 Satz 3 des Rundfunk-
staatsvertrages“ durch die Angabe „§ 29 Absatz 2 Satz 3 des Medienstaats-
vertrages“ ersetzt. 

15. In § 29 Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe „§ 26 des Rundfunkstaatsvertrages“ 
durch die Angabe „§ 60 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt. 

16. In § 34 Absatz 2 Nummer 3 wird die Angabe „§ 30 des Rundfunkstaatsvertrages“ 
durch die Angabe „§ 64 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt. 

17. § 35 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Plattformen“ durch das Wort „Medienplatt-
formen“ ersetzt und das Wort „Rundfunkstaatsvertrages“ durch das Wort 
„Medienstaatsvertrages“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „der Plattform“ durch die Wörter „einer 
Medienplattform“ und wird die Angabe „52b Absatz 1 bis 3 des Rundfunk-
staatsvertrages“ durch die Angabe „§ 81 Absatz 1 bis 4 des Medienstaatsver-
trages“, die Angabe „§ 52b Absatz 4 Satz 4 des Rundfunkstaatsvertrages“ 
durch die Angabe „§ 81 Absatz 5 Satz 3 des Medienstaatsvertrages“ und die 
Wörter „nach Maßgabe des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Wörter 
„nach Maßgabe des Medienstaatsvertrages“ ersetzt. 

c) In Absatz 2 Satz 4 wird das Wort „Plattformen“ durch das Wort „Medienplatt-
formen“ ersetzt. 

18. In § 39 Absatz 2 Satz 1 werden die Wörter „des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 10. März 2010 zur Koordinierung bestimmter Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Ausübung der Fernsehtätigkeit 
(ABl. L 95 vom 15.April 2010, S. 1) in der jeweils geltenden Fassung“ gestrichen. 

19. § 44 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
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a) In Satz 2 wird das Wort „Plattformbetreiber“ durch die Wörter „Anbieter einer 
Medienplattform“ und die Angabe „§ 52b Absatz 1 Nummer 1 des Rundfunk-
staatsvertrages“ durch die Angabe „§ 81 Absatz 2 Nummer 1 des Medien-
staatsvertrages“ ersetzt. 

b) In Satz 3 wird das Wort „Plattformen“ durch das Wort „Medienplattformen“ 
ersetzt. 

20. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrag“ durch das Wort 
„Medienstaatsvertrag“ ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrag“ durch das Wort 
„Medienstaatsvertrag“ ersetzt. 

21. § 49 wird wie folgt geändert:  

a) In Absatz 1 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrag“ durch das Wort „Medien-
staatsvertrag“ ersetzt. 

b) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrag“ durch das Wort 
„Medienstaatsvertrag“ ersetzt. 

22. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nummer 4 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrag“ durch das 
Wort „Medienstaatsvertrag“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Nummer 5 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrages“ durch das 
Wort „Medienstaatsvertrages“ ersetzt. 

23. § 56 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 40 Absatz 1 des Rundfunkstaats-
vertrages“ durch die Angabe „§ 112 Absatz 1 des Medienstaatsvertrages“ 
ersetzt. 

b) In Absatz 7 Satz 1 wird die Angabe „§ 40 Absatz 1 und 3 des Rundfunk-
staatsvertrages“ durch die Angabe „§ 112 Absatz 1 und 3 des Medienstaats-
vertrages“ ersetzt. 

24. In § 58 Absatz 2 werden die Angaben „§ 9c und § 57 des Rundfunkstaats-
vertrages“ durch die Angaben „§ 12 und § 23 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt. 

25. § 60 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) In Nummer 17 wird die Angabe „§ 49 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 22 

des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angabe „§ 115 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 bis 23 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt. 

bb) In Nummer 20 wird die Angabe „§ 49 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 22 
des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angabe „§ 115 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 bis 23 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt. 

b) In Absatz 4 wird die Angabe „§ 49 Absatz 5 des Rundfunkstaatsvertrages“ 
durch die Angabe „§ 115 Absatz 5 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt.‘ 

26. § 61 wird wie folgt geändert:  
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a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: „Ausführungsbestimmung zu § 104 des 
Medienstaatsvertrages“. 

b) In Absatz 1 Satz 1 werden die Angaben „§ 35 Absatz 3 Satz 1 Halbsatz 1 
und § 35 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die 
Angaben „§ 104 Absatz 3 Satz 1 Halbsatz 1 und § 104 Absatz 5 Satz 1 
Nummer 2 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt. 

c) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 35 Absatz 3 Satz 1 Halbsatz 2 des 
Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angabe „§ 104 Absatz 3 Satz 1 Halb-
satz 2 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt. 

d)  In Absatz 2 wird die Angabe „35 Absatz 4 des Rundfunkstaatsvertrages“ 
durch die Angabe „§ 104 Absatz 4 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt. 

27. § 62 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: „Datenschutzaufsicht bei Telemedien“. 
b) Absatz 1 und Absatz 2 werden durch folgenden Satz ersetzt: „Zuständige 

Behörde im Sinne von § 113 Satz 1 des Medienstaatsvertrages ist die oder 
der Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit.“ 

28. In § 63 Nummer 1 wird die Angabe „§ 49 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 bis 29 des 
Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angabe „§ 115 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 
bis 50 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt. 

29. In § 65 werden nach der Angabe „(ABl. L 108 vom 24.4.2002, S. 51)“ die Wörter 
„, die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2015/2120 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 25. November 2015 (ABl. L 310 vom 26.11.2015, S. 1) 
geändert worden ist,“ eingefügt. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft, soweit in Absatz 2 
nichts Abweichendes bestimmt ist. 

(2) Artikel 2 und 3 treten an dem Tag in Kraft, an dem der Staatsvertrag zur 
Modernisierung der Medienordnung in Deutschland in Kraft tritt. 

(3) Der Tag, an dem der Staatsvertrag zur Modernisierung der Medienordnung in 
Deutschland nach seinem Artikel 9 Absatz 2 und Artikel 2 und 3 dieses Gesetzes in 
Kraft tritt, ist durch den Senat im Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen bekannt 
zu geben. 

(4) Der Senat kann den Wortlaut des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages, des 
ARD-Staatsvertrages, des ZDF-Staatsvertrages, des Rundfunkfinanzierungsstaats-
vertrages und des Rundfunkbeitragsstaatsvertrages in der Fassung, die sich aus den 
Artikeln 3 bis 8 des Staatsvertrages zur Modernisierung der Medienordnung in 
Deutschland ergibt, mit der Bekanntgabe nach Absatz 3 im Gesetzblatt der Freien 
Hansestadt Bremen bekannt geben.  

(5) Der Senat kann den Wortlaut des Radio-Bremen-Gesetzes und des Bremi-
schen Landesmediengesetzes in der Fassung, die sich aus den Artikeln 2 und 3 
dieses Gesetzes ergibt, mit der Bekanntgabe nach Absatz 3 bekannt geben. 
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Bremen, den 

Der Senat 
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Begründung 
des Gesetzes zum Staatsvertrag zur Modernisierung der Medienordnung 

in Deutschland 

Mit dem am 15. April 2020 von Bremen unterschriebenen Staatsvertrag zur Modernisierung 
der Medienordnung in Deutschland tritt ein neuer umfassender Rechtsrahmen für die 
Medien in Deutschland in Kraft. Dieses Zustimmungsgesetz dient der Überführung des 
Staatsvertrags in Bremisches Landesrecht. 

A. Allgemeiner Änderungsbedarf 

Durch den Staatsvertrag zur Modernisierung der Medienordnung in Deutschland wird der 
Rundfunkstaatsvertrag durch den Medienstaatsvertrag ersetzt, der einer vollständig 
geänderten Systematik folgt und die Richtlinie (EU) 2018/1808 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 14. November 2018 zur Änderung der Richtlinie 2010/13/EU 
zur Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Bereitstellung audiovisueller Mediendienste (Richtlinie über audiovisuelle 
Mediendienste) umsetzt. Die sich hieraus ergebenden - weitgehend 
redaktionellen - Änderungen im Radio-Bremen-Gesetz und im Bremischen 
Landesmediengesetz werden mit diesem Zustimmungsgesetz vollzogen.  

B. Einzelne Änderungen 

Zu Artikel 1: 

Artikel 1 enthält die notwendige Zustimmung zum Staatsvertrag zur Modernisierung der 
Medienordnung in Deutschland. Dieser wird vollständig veröffentlicht. 

Zu Artikel 2: 

Bei den Änderungen des Radio-Bremen-Gesetzes handelt es sich um redaktionelle 
Anpassungen, die auf der Ersetzung des bisherigen Rundfunkstaatsvertrags durch den 
Medienstaatsvertrag beruhen. Inhaltliche Änderungen sind damit nicht verbunden. 

Zu Artikel 3: 

Die Änderungen Nr. 1 bis 24, 26, 27 lit. a und 29 beinhalten ausschließlich redaktionelle 
Anpassungen des Bremischen Landesmediengesetzes, die auf der Ersetzung des 
bisherigen Rundfunkstaatsvertrags durch den Medienstaatsvertrag beruhen. Dabei werden 
auch die Bezugnahmen auf europäische Rechtsnormen an die Zitierweise des neuen 
Medienstaatsvertrags angepasst.  

Die Änderungen Nr. 25, Nr. 27 lit. b und 28 betreffen inhaltliche Anpassungen an den 
Medienstaatsvertrag. Sie haben im Einzelnen folgenden Hintergrund: 

Vorlä  ufige, unredigierte Fassung –   Parlamentsdokumentation der Bremischen Bü  rgerschaft



 9 

 
 

Die Zuständigkeit für Bußgeldtatbestände, auch soweit sie der Medienstaatsvertrag 
erstmals vorsieht, fällt nach den Änderungen Nr. 25 und Nr. 28 zukünftig in die Zuständigkeit 
der Bremischen Landesmedienanstalt.  

Die Änderung Nr. 27 lit. b des Bremischen Landesmediengesetzes beruht darauf, dass die 
Landesmedienanstalten nach § 104 Abs. 1 des Medienstaatsvertrags für die Einhaltung der 
entsprechenden Bestimmungen zuständig sein werden. Hierdurch wird die Zuständigkeit 
der Landesmedienanstalten sowohl für Rundfunk als auch für Telemedien erstmals 
staatsvertraglich festgeschrieben. Bislang sah § 59 Abs. 2 des Rundfunkstaatsvertrags vor, 
dass im Landesrecht eine Aufsichtsbehörde bestimmt wird, die über die Einhaltung der 
Vorschriften für Telemedien wacht. Da eine solche Behörde für bundesweite Angebote 
nunmehr im Medienstaatsvertrag festgelegt ist, wird § 59 Abs. 2 des 
Rundfunkstaatsvertrags im Medienstaatsvertrag gestrichen. Somit bedarf es auch keiner 
auf § 59 Abs. 2 des Rundfunkstaatsvertrags gestützte Zuständigkeitsregelung mehr, wie § 
61 Abs. 2 Bremisches Landesmediengesetz sie vorsah. 

Zu Artikel 4: 

Absatz 1 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. Das Gesetz wird nicht befristet, weil es 
sich um ein Zustimmungsgesetz zu einem Staatsvertrag handelt. 

Der Staatsvertrag tritt nach seinem Artikel 9 Absatz 2 am Tag nach der Hinterlegung der 
letzten Ratifikationsurkunde in Kraft. Der Tag, an dem die Regelungen des Staatsvertrags 
in Kraft treten, ist nach Absatz 2 dieses Gesetzes im Gesetzblatt der Freien Hansestadt 
Bremen bekannt zu geben. Dies ist notwendig, weil der Staatsvertrag nur dann in Kraft 
tritt, wenn die Ratifikationsurkunden aller Länder bis zum 31. Dezember 2020 hinterlegt 
werden. An dem Tag, an dem der Staatsvertrag in Kraft tritt, treten auch Artikel 2 und 3 
dieses Gesetzes in Kraft, weil diese die Anpassungen im Bremischen 
Landesmediengesetz und im Radio-Bremen-Gesetz enthalten, die sich aus dem 
Medienstaatsvertrag ergeben. Auch dies ist bekannt zu geben. 

Absatz 3 macht von der in Artikel 9 Absatz 4 des Staatsvertrags zur Modernisierung der 
Medienordnung in Deutschland eingeräumten Möglichkeit Gebrauch, den Wortlaut des 
Jugendmedienschutz-Staatsvertrags, des ARD-Staatsvertrags, des ZDF-Staatsvertrags, 
des Rundfunkfinanzierungsstaatsvertrags und des Rundfunkbeitragsstaatsvertrags in der 
Fassung, die sich aus dem Staatsvertrag zur Modernisierung der Medienordnung in 
Deutschland ergibt, erneut bekannt zu machen.  

Auch der Wortlaut des Radio-Bremen-Gesetzes und des Bremischen 
Landesmediengesetzes werden gemäß Absatz 4 in der Fassung, die sich aus den Artikeln 
2 und 3 dieses Gesetzes ergibt, neu bekannt gemacht, um Rechtssicherheit zu schaffen. 

Vorlä  ufige, unredigierte Fassung –   Parlamentsdokumentation der Bremischen Bü  rgerschaft



Staatsvertrag 

zur Modernisierung der Medienordnung 

in Deutschland1

Das Land Baden-Württemberg, 

der Freistaat Bayern, 

das Land Berlin, 

das Land Brandenburg, 

die Freie Hansestadt Bremen, 

die Freie und Hansestadt Hamburg, 

das Land Hessen, 

· das Land Mecklenburg-Vorpommern,

das Land Niedersachsen,

das Land·Nordrhein.:Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,

das Saarland,

der Freistaat Sachsen,

das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein und

der Freistaat Thüringen

schließen, zugleich zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/1808 des Europäischen. 
Parlaments und des Rates vom 14. November 2018 zur Änderung der Richtlinie 
2010/13/EU zur Koordinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorsch_riften der 
Mitgliedstaaten über die Bereitstellung audiovisueller Mediendienste (Richtlinie über 
a_udiovisuelle Mediendienste) im Hinblick auf sich verändernde Marktgegebenheiten, 
nachstehenden Staatsvertrag: 

1 Notifiziert gemäß der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
9. September 2015 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und
der Vorschriften für die Dienste der lnformationsges�llschaft (ABI. L 241 vom 17.9.2015, S. 1 ).
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	Drs-20-476 - unvollständig
	Bremische Bürgerschaft Drucksache 20/476
	Mitteilung des Senats
	Zustimmungsgesetz zum Staatsvertrag zur Modernisierung der Medienordnung in Deutschland



	Anlage 1 zu 20-476
	Artikel 1
	Artikel 2
	a) Absatz 3 wird wie folgt geändert:
	aa) In Satz 1 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrages“ durch das Wort „Medienstaatsvertrages“ ersetzt und werden vor dem Wort „Ermittlung“ die Wörter „Überprüfung und“ eingefügt.
	bb) In Satz 2 wird das Wort „findet“ durch das Wort „finden“ ersetzt.
	b) In Absatz 4 Satz 2 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrag“ durch das Wort „Medienstaatsvertrag“ ersetzt.
	c) In Absatz 5 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrages“ durch das Wort „Medienstaatsvertrages“ ersetzt.
	d) In Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe „§ 11c Absatz 2 des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angabe „§ 29 Absatz 2 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt.
	a) In Nummer 11 wird die Angabe „§ 11f des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angabe „§ 32 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt.
	b) In Nummer 12 werden die Angaben „§ 11e und § 16f des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angaben „§ 31 und § 45 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt.
	a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:
	aa) In Nummer 2 wird die Angabe „§ 16b des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angabe „§ 41 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt.
	bb) In Nummer 4 wird die Angabe „§ 16a Absatz 1 Satz 2 des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angabe „§ 40 Absatz 1 Satz 2 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt.
	b) Absatz 4 wird wie folgt geändert:
	aa) In Satz 2 werden die Angaben „§ 16c und § 16d des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angaben „§ 42 und § 43 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt.
	bb) In Satz 3 werden die Angaben „§§ 16a bis 16e des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angaben „§ 40 bis § 44 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt.
	a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrages“ durch das Wort „Medienstaatsvertrages“ ersetzt.
	b) In Absatz 5 Satz 2 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrag“ durch das Wort „Medienstaatsvertrag“ ersetzt.
	a) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrag“ durch das Wort „Medienstaatsvertrag“ und die Angabe „§ 16d des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angabe „§ 43 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt und nach dem Wort „Medienstaatsvertrages“ ein...
	b) In Absatz 6 Satz 5 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrag“ durch das Wort „Medienstaatsvertrag“ und die Angabe „16d des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angabe „§ 43 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt und nach dem Wort „Medienstaatsvertrages“ ein K...
	c) In Absatz 7 Satz 1 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrag“ durch das Wort „Medienstaatsvertrag“ ersetzt.
	Artikel 3
	a) Die Angabe zu § 61 wird wie folgt gefasst: „Ausführungsbestimmung zu § 104 des Medienstaatsvertrages“.
	b) Die Angabe zu § 62 wird wie folgt gefasst: „Datenschutzaufsicht bei Telemedien“.
	a) In Satz 1 werden die Angabe „§ 25 Absatz 4 Satz 3 des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angabe „§ 59 Absatz 4 Satz 3 des Medienstaatsvertrages“ und die Angabe „§ 28 des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angabe „§ 62 des Medienstaatsvertrages“ e...
	b) In 4 Satz 3 Nummer 2 wird die Angabe „§ 32 des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angabe „§ 66 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt.
	a) In Satz 1 wird die Angabe „§ 28 des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angabe „§ 62 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt.
	b) In Satz 2 wird die Angabe „§ 28 Absatz 1 bis 3 des Rundfunkstaatsvertrages“ durch „§ 62 Absatz 1 bis 3 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt.
	a) In Absatz 1 Nummer 1 wird die Angabe „§ 26 des Rundfunkstaatsvertrages“ durch „§ 60 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt.
	b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrages“ durch das Wort „Medienstaatsvertrages“ ersetzt und nach dem Wort „Werberegelungen“ ein Komma eingefügt.
	a) In Absatz 1 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrages“ durch das Wort „Medienstaatsvertrages“ ersetzt.
	b) Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:
	aa) In Nummer 1 wird die Angabe „§ 7 Absatz 4 Satz 2 des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angabe „§ 8 Absatz 4 Satz 2 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt.
	bb) In Nummer 2 wird die Angabe „7a Absatz 3 des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angabe „§ 9 Absatz 3 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt.
	cc) In Nummer 3 wird die Angabe „§ 45 Absatz 1 des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angabe „§ 70 Absatz 1 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt.
	a) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Plattformen“ durch das Wort „Medienplattformen“ ersetzt und das Wort „Rundfunkstaatsvertrages“ durch das Wort „Medienstaatsvertrages“ ersetzt.
	b) In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „der Plattform“ durch die Wörter „einer Medienplattform“ und wird die Angabe „52b Absatz 1 bis 3 des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angabe „§ 81 Absatz 1 bis 4 des Medienstaatsvertrages“, die Angabe „§ 52b...
	c) In Absatz 2 Satz 4 wird das Wort „Plattformen“ durch das Wort „Medienplattformen“ ersetzt.
	a) In Satz 2 wird das Wort „Plattformbetreiber“ durch die Wörter „Anbieter einer Medienplattform“ und die Angabe „§ 52b Absatz 1 Nummer 1 des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angabe „§ 81 Absatz 2 Nummer 1 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt.
	b) In Satz 3 wird das Wort „Plattformen“ durch das Wort „Medienplattformen“ ersetzt.
	a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrag“ durch das Wort „Medienstaatsvertrag“ ersetzt.
	b) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrag“ durch das Wort „Medienstaatsvertrag“ ersetzt.
	a) In Absatz 1 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrag“ durch das Wort „Medienstaatsvertrag“ ersetzt.
	b) In Absatz 3 Satz 1 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrag“ durch das Wort „Medienstaatsvertrag“ ersetzt.
	a) In Absatz 2 Nummer 4 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrag“ durch das Wort „Medienstaatsvertrag“ ersetzt.
	b) In Absatz 2 Nummer 5 wird das Wort „Rundfunkstaatsvertrages“ durch das Wort „Medienstaatsvertrages“ ersetzt.
	a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 40 Absatz 1 des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angabe „§ 112 Absatz 1 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt.
	b) In Absatz 7 Satz 1 wird die Angabe „§ 40 Absatz 1 und 3 des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angabe „§ 112 Absatz 1 und 3 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt.
	a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	aa) In Nummer 17 wird die Angabe „§ 49 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 22 des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angabe „§ 115 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 23 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt.
	bb) In Nummer 20 wird die Angabe „§ 49 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 22 des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angabe „§ 115 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 23 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt.
	b) In Absatz 4 wird die Angabe „§ 49 Absatz 5 des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angabe „§ 115 Absatz 5 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt.‘
	a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: „Ausführungsbestimmung zu § 104 des Medienstaatsvertrages“.
	b) In Absatz 1 Satz 1 werden die Angaben „§ 35 Absatz 3 Satz 1 Halbsatz 1 und § 35 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angaben „§ 104 Absatz 3 Satz 1 Halbsatz 1 und § 104 Absatz 5 Satz 1 Nummer 2 des Medienstaatsvertrages“ ...
	c) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 35 Absatz 3 Satz 1 Halbsatz 2 des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angabe „§ 104 Absatz 3 Satz 1 Halbsatz 2 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt.
	d)  In Absatz 2 wird die Angabe „35 Absatz 4 des Rundfunkstaatsvertrages“ durch die Angabe „§ 104 Absatz 4 des Medienstaatsvertrages“ ersetzt.
	a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: „Datenschutzaufsicht bei Telemedien“.
	b) Absatz 1 und Absatz 2 werden durch folgenden Satz ersetzt: „Zuständige Behörde im Sinne von § 113 Satz 1 des Medienstaatsvertrages ist die oder der Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit.“
	Artikel 4
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